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(Rr. 13295.) Preußiſches Landesrentenbankgeſetz. Vom 29. Dezember 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: N Mm 1 ö 31 / 


Erſter Abſchnitt. 5 9. f 
Preußiſche Landesrentenbank. 
81. 
(1) Zur Förderung der landwirtſchaftlichen Siedlung ſoll unter der Bezeichnung „Preußiſche Landes- 
rentenbank“ eine Anſtalt des öffentlichen Rechtes mit dem Sitz in Berlin errichtet werden. Die Anftalt 


gibt Schuldverſchreibungen (Landesrentenbriefe) aus, die auf den Inhaber lauten und durch auf Renten- 
gütern haftende Renten (Landesrentenbankrenten) verzinſt und getilgt werden. 


(2) Der Zeitpunkt der Errichtung wird durch Verordnung des Staatsminiſteriums beſtimmt. 


8 2. 
Der Staat gewährleiſtet die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Landesrentenbank aus der 
Ausgabe der Landesrentenbriefe erwachſen. Er verſieht die Anſtalt mit den erforderlichen Betriebsmitteln. 


83. 

(1) Die Geſchäfte der Landesrentenbank werden, ſoweit fie in dieſem Geſetze nicht den Landes- 
kulturbehörden übertragen ſind, von dem Vorſtande geführt. Innerhalb dieſes Geſchäftsbereichs vertritt 
er die Anſtalt gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Der Vorſtand der Landesrentenbank iſt eine dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten unterſtellte Staatsbehörde. 


(3) Die Sahl der Vorſtandsmitglieder und der ihnen beizugebenden Hilfskräfte wird durch den 
Staatshaushaltsplan beſtimmt. Mindeſtens ein Vorſtandsmitglied muß zum Richteramte befähigt ſein. 


8 4. 
Soweit es ſich um die Mäßnahmen zur Einziehung von Renten handelt, liegt die Geſchäftsführung 
einſchließlich der gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung den Landeskulturbehörden ob. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vermittlung bei der Ablöfung von Rentengutsrenten. 


i §. 5. 

(1) Die Ablöſung der auf Rentengütern von mittlerem und kleinerem Umfange (Siedlungsrenten⸗ 
gütern) haftenden Rentengutsrenten kann, ſoweit ſie nicht von der Zuſtimmung beider Teile abhängig 
iſt, auf Antrag der Beteiligten durch Vermittlung der Landesrentenbank erfolgen. 
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(2) Die Vermittlung der Landesrentenbank geſchieht in der Weiſe, daß ſie den Rentenberechtigten 
gegen Überlaffung der Rentengutsrenten durch Aushändigung von Landesrentenbriefen abfindet und 
von dem Rentengutsbeſitzer eine Landesrentenbankrente ſo lange fortbezieht, als es zur Verzinſung und 
Tilgung der Landesrentenbriefe erforderlich iſt. 


8 6. 
Die Vermittlung der Landesrentenbank kann beantragt werden: 
a) von dem Rentenberechtigten, ſoweit er die Ablöſung der Rentengutsrente von dem Renten⸗ 
gutsbeſitzer beanſpruchen kann; 
b) von dem Rentengutsbeſitzer, ſoweit er zur Ablöſung der Rentengutsrente ohne Zuſtimmung 
des Rentenberechtigten befugt iſt oder ſoweit dieſer von dem ihm zustehenden Rechte, die Ab⸗ 
löſung zu fordern, Gebrauch macht. 


87. 


Der Rentenberechtigte erhält als Abfindung entweder den 22°/,fachen Betrag der Rente in 4½pro⸗ 
zentigen oder den 20fachen Betrag der Rente in Hprozentigen Landesrentenbriefen nach dem Nennwert 
und, ſoweit das nicht möglich iſt, in barem Gelde. 


98. 


(1) Der Rentengutsbeſitzer hat vom Zeitpunkte der Rentenübernahme ($ 20) ab eine Landesrenten⸗ 
bankrente an die Landesrentenbank zu entrichten. 


(2) Die Landesrentenbankrente beträgt: 
a) falls 4½ prozentige Landesrentenbriefe als Abfindung gegeben ſind, 5 vom Hundert des Nenn⸗ 
werts der Landesrentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes; 
b) falls 5prozentige Landesrentenbriefe als Abfindung gegeben find, 5 ½ vom Hundert des 
Nennwerts der Landesrentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes. 


(3) Der Rentengutsbeſitzer hat die Landesrentenbankrente von 5 vom Hundert während einer 
Laufzeit von 52 Jahren oder die Landesrentenbankrente von 5 vom Hundert während einer Laufzeit 
von 491/, Jahren zu entrichten. 

9 9. 


() Die Vermittlung der Landesrentenbank iſt nur inſoweit zuläſſig, als der abzulöſenden Rente 
das Vorrecht vor den ſonſtigen privatrechtlichen Belaſtungen des Rentenguts zuſteht. Landesrenten⸗ 
bankrenten gelten nicht als Belaſtungen im Sinne dieſer Vorſchrift. Se 

(2) Haftet auf dem Rentengut eine dem willkürlichen Kündigungsrechte des Gläubigers entzogene 
Tilgungshypothek, ſo kann inſoweit von der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 1 mit der Wirkung abgeſehen 
werden, daß der Landesrentenbankrente das Vorrecht vor der Tilgungshypothek nicht zuſteht. 


9 10. 


(1) Die Vermittlung der Landesrentenbank iſt nur inſoweit zuläſſig, als für die zu übernehmende 
Landesrentenbankrente die gehörige Sicherheit vorhanden iſt. 

(2) Die Sicherheit kann als vorhanden angenommen werden, wenn der Nennwert des als Abfindung 
gewährten Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes innerhalb der erſten 
drei Viertel des durch landſchaftliche (ritterſchaftliche) oder befondere Taxe zu ermittelnden Wertes der 
Rentengüter zu ſtehen kommt. 

(3) Bei Rentengütern, die nur fo groß find, daß fie ganz oder hauptſächlich ohne fremde Arbeits⸗ 
kräfte bewirtſchaftet werden können, kann die Sicherheit auch dann als vorhanden angenommen werden, 
wenn der Nennwert des als Abfindung gegebenen Rentenbriefkapitals zuzüglich des zur Ergänzung gege- 
benen baren Geldes innerhalb der erſten neun Zehntel des durch eine der vorbezeichneten Taxen zu ermit⸗ 
telnden Wertes der Rentengüter zu ſtehen kommt. 

(4) Die beſondere Taxe (Abſ. 2 und 3) wird durch den Vorſteher des Kulturamts unter Zuziehung 
zweier Kreisverordneten und, falls es auf Abſchätzung von Gebäuden ankommt, eines Bauſachverſtändigen 


aufgenommen und feſtgeſetzt. In einfachen und klaren Fällen kann der Vorſteher des Kulturamts die 
Taxe nach ſeinem Ermeſſen feſtſetzen oder ſich die Überzeugung von der Sicherheit in anderer geeigneter 
Weiſe verſchaffen. 

a Dritter Abſchnitt. 


Übernahme von unablöslichen Rentengutsrenten. 
§ 11. 


(1) Soweit eine auf einem Siedlungsrentengute ($ 5) haftende Rentengutsrente nur mit Zuſtim⸗ 
mung beider Teile ablösbar iſt, kann die Landesrentenbank auf Antrag des Rentenberechtigten die Rente 
gegen eine nach Maßgabe des §7 zu berechnende Abfindung übernehmen. 

(2) Mit der Übernahme der Rente auf die Landesrentenbank gehen alle dem Rentenberechtigten 
neben der Rente aus dem Rentengutsvertrage zuſtehenden Rechte auf den Staat über. 

(3) Vom gleichen Zeitpunkt ab hat der Rentengutsbeſitzer an Stelle der bisherigen Rente eine nach 
Maßgabe des § 8 zu berechnende Landesrentenbankrente an die Landesrentenbank zu entrichten. 

(4) Auf die Übernahme finden die Vorſchriften der $$ 9 und 10 entſprechende Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Gewährung von Darlehen. 
$ 12. 


(1) Zur erſtmaligen Einrichtung eines Siedlungsrentenguts (35) kann die Landesrentenbank 
dem Rentengutsbeſitzer auf Antrag ein Darlehen (Einrichtungsdarlehen) in 4½prozentigen oder öprozen⸗ 
tigen Landesrentenbriefen nach dem Nennwerte gewähren. 

(2) Das Einrichtungsdarlehen wird durch Zahlung einer nach Maßgabe des 8 8 zu berechnenden 
Landesxrentenbankrente verzinſt und getilgt. 

(3) Die Vorſchriften der $$ 9 und 10 finden auf die Gewährung von Einrichtungsdarlehen und die 
dagegen zu übernehmenden Landesrentenbankrenten entſprechende Anwendung. 

(4) Inſoweit das Einrichtungsdarlehen und die dagegen zu übernehmende Landesrentenbankrente 
die nach § 10 Abſ. 2 und 3 vorgeſchriebene Sicherheitsgrenze überſchreitet, kann die Sicherheit auch als 
vorhanden angenommen werden, wenn der Eigentümer eines anderen im Inlande belegenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks für den die Sicherheitsgrenze überſchreitenden Teil die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft übernimmt und zu deren Sicherung auf ſeinem Grundſtücke für die Landesrentenbank eine Sicherungs⸗ 
hypothek beſtellt. Die Sicherungshypothek muß innerhalb der erſten Hälfte des nach § 10 zu ermittelnden 
Wertes des Grundſtücks liegen. 

$ 13. 


(1) It ein Grundſtück gegen Übernahme einer feſten Geldrente nad) § 1 Abſ. 1 des Geſetzes über 
Rentengüter vom 27. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 209) zum Zwecke der Aufteilung in Siedlungsrenten⸗ 
güter ($ 5) erworben worden und tritt auf Antrag des Erwerbers (Rentengutsausgebers) die Vermittlung 
der Landeskulturbehörde bei der Begründung der Siedlungsrentengüter ein, fo kann die Landesrentenbank 
dem Rentengutsausgeber auf Antrag zur Durchführung des Rentengutsverfahrens ein Darlehen (Be⸗ 
ſiedlungsdarlehen) in 4½pprozentigen oder 5prozentigen Landesrentenbriefen nach dem Nennwerte 
gewähren. ö 

(2) Das Beſiedlungsdarlehen wird durch Zahlung einer nach Maßgabe des 88 zu berechnenden 
Landesrentenbankrente verzinſt und getilgt. 

(8) Die Vorſchriften der $$ I und 10 finden auf die Gewährung von Beſiedlungsdarlehen und die 
dagegen zu übernehmenden Landesrentenbankrenten mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
das Beſiedlungsdarlehen die Hälfte des nach den Vorſchriften des § 10 zu ermittelnden Wertes des Grund⸗ 
ſtücks nicht überſteigen darf. 

(0 Bei Begründung der Siedlungsrentengüter wird die auf dem Grundſtück haftende Landes⸗ 
rentenbankrente von der Landeskulturbehörde auf die einzelnen Siedlungsrentengüter verteilt. Für die 
Feſtſtellung der Sicherheit der auf das einzelne Siedlung srentengut entfallenden Teilrente gilt § 10 
entſprechend. d 
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Fünfter Abſchnitt. 
Vermittlung bei der Ablöſung von Erbabfindungsrenten. 
9 14. 


Die nach den $$ 20, 21 und 33 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſied⸗ 
lungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 120% feſtgeſetzten Erbabfindungsrenten können auf 
Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung der Landesrentenbank abgelöſt werden. 


9 15. 


Der Rentenberechtigte erhält als Abfindung entweder den 227 fachen Betrag der Erbabfindungsrente 
in 4½ prozentigen oder den 20fachen Betrag der Erbabfindungsrente in 5prozentigen Landesrentenbriefen 
nach dem Nennwerte und, ſoweit dies nicht möglich iſt, in barem Gelde. 


9 16. 


(1) Der Anerbe hat vom Zeitpunkte der Rentenübernahme ($ 20) ab eine Landesrentenbankrente 
an die Landesrentenbank zu entrichten. 

(2) Die Landesrentenbankrente beträgt: 

a) falls 4½prozentige Landesrentenbriefe als Abfindung gegeben ſind, 6 vom Hundert des 
Nennwerts der Landesrentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes 

b) falls öprozentige Landesrentenbriefe als Abfindung gegeben find, 6½æ vom Hundert des 
Nennwerts der Landesrentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes. 

(3) Der Anerbe hat die Landesrentenbankrente von 6 vom Hundert während einer Laufzeit von 
31½ Jahren oder die Landesrentenbankrente von 6 vom Hundert während einer Laufzeit von 
30 ½12 Jahren zu entrichten. 

§ 17, 


Die Vorſchriften des § 10 Abſ. 1 und 2 finden auf die Vermittlung der Landesrentenbank bei der 
Ablöſung von Erbabfindungsrenten mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

1. Wird bei einer gerichtlichen Erbauseinanderſetzung die Übernahme einer Erbabfindungsrente 
auf die Landesrentenbank beantragt, ſo hat das Nachlaßgericht nach Beendigung des Ver⸗ 
fahrens die Akten dem Vorſteher des Kulturamts zur Einleitung des Ablöſungsverfahrens 
zu überſenden. 

2. Bei Prüfung der Sicherheit der Landesrentenbankrente tritt an Stelle des Taxwerts der 
Anrechnungswert ($ 17 und § 24 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- 
und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 — Geſetzſamml. S. 124 —). Die auf dem Anerben⸗ 
gute laſtenden Renten ſind mit dem Kapitalbetrag in Rechnung zu ſtellen, der durch Renten⸗ 
zahlungen noch zu tilgen iſt. 

3. Soweit wegen der auf dem Anerbengute ruhenden Belaſtungen die für Landesrentenbank⸗ 
renten erforderliche Sicherheit nicht vorhanden iſt, kann die Vermittlung der Landesrenten⸗ 
bank bei Ablöſung der Erbabfindungsrente auch nachträglich nach Maßgabe der Tilgung dieſer 
Belaſtungen auf Antrag eines Beteiligten eintreten. 


Sechſter Abſchnitt. 
Rentenübernahmeverfahren. 
$ 18. 

() Anträge gemäß den 88 6, 11, 12, 13 und 14 dieſes Geſetzes find bei dem Vorſteher des Kultur⸗ 
amts zu ſtellen. 

(2) Wird das Rentenübernahmeverfahren eingeleitet, fo hat der Vorſteher des Kulturamts das Grund- 
buchamt zu erſuchen, im Grundbuch einen Vermerk über die eingeleitete Übernahme einer Landesrenten⸗ 
bankrente (Rangſicherungsvermerk) einzutragen. Der Rangſicherungsvermerk hat die Wirkung, daß der 


Landesrentenbankrente nach der Übernahme der gleiche Rang zuſteht, als wenn die Übernahme bereits 
zur Zeit der Eintragung des Rangſicherungsvermerkes erfolgt wäre. 
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(3) Ergibt ſich im Laufe des Verfahrens, daß die Übernahme nach den 88 9 und 10 nicht zuläſſig 
iſt, ſo hat der Vorſteher des Kulturamts den Antrag inſoweit zurückzuweiſen. Die Löſchung des Rang⸗ 
ſicherungsvermerkes erfolgt nur auf Erſuchen des Vorſtehers des Kulturamts. 

(4) Im übrigen richtet ſich das Verfahren nach den für Gemeinheitsteilungen geltenden Vorſchriften. 
Der Vorſteher des Kulturamts hat die Rechte der Landesrentenbank von Amts wegen wahrzunehmen. 


8 19. 


(1) Wird das Rentenübernahmeverfahren mit der Begründung des Rentenguts verbunden, fo 
gelten folgende Vorſchriften. 


(2) Die Begründung des Rentenguts kann auf Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung der 
Landeskulturbehörde erfolgen. 

(3) Sofern der Begründung des Rentenguts rechtliche oder tatſächliche Bedenken nicht entgegen- 
ſtehen, hat der Vorſteher des Kulturamts das Rentengutsverfahren einzuleiten. Die Einleitung iſt den 
Beteiligten bekanntzumachen. Der Vorſteher des Kulturamts hat den Vertrag über die Begründung des 
Rentenguts in Verbindung mit dem Vertrag über die Rentenübernahme aufzunehmen. Der vom Präſi⸗ 
denten des Landeskulturamts beſtätigte Vertrag iſt dem Grundbuchamte mit dem Erſuchen einzureichen, 
den Rentengutserwerber als Eigentümer einzutragen. In dieſem Falle wird das Eigentum durch die 
Eintragung im Grundbuch erworben. 

(0 Sofort nach Einleitung des Rentengutsverfahrens (Abſ. 3) hat der Vorſteher des Kulturamts 
das Grundbuchamt zu erſuchen, im Grundbuch einen Vermerk über die eingeleitete Begründung des Renten⸗ 
guts (Rentengutsſperrvermerk) einzutragen. Der Rentengutsſperrvermerk hat die Wirkung, daß die ſpäter 
eingetragenen privatrechtlichen Belaſtungen dem Rentengutsübernehmer gegenüber unwirkſam und Ver⸗ 
äußerungen des Grundſtücks durch den Eigentümer ohne Genehmigung des Vorſtehers des Kulturamts 
nichtig ſind. Die Löſchung des Rentengutsſperrvermerkes erfolgt nur auf Erſuchen des Vorſtehers des 
Kulturamts. ; 

(5) Auf das Verfahren finden die für Gemeinheitsteilungen geltenden Vorſchriften mit folgenden 
Maßgaben Anwendung: 

a) Der Vorſteher des Kulturamts hat die Rechte der Landesrentenbank von Amts wegen wahr- 
zunehmen. 

b) Zur vertragsmäßigen Begründung des Rentenguts iſt nur legitimiert, wer in anderen Fällen 
der freiwilligen Veräußerung zur Auflaſſung berechtigt iſt. 

e) Die zur Begründung des Rentenguts und zur Übernahme der Landesrentenbankrente er- 
forderlichen Eintragungen im Grundbuch erfolgen auf Erſuchen der Landeskulturbehörde. 


8 20. 


(1 Auf Grund des beſtätigten Rezeſſes (58 18 und 19) wird die Landesrentenbankrente von dem 
Vorſtande der Landesrentenbank auf die Landesrentenbank übernommen. 


(2) Die Übernahme kann zum erſten Tage eines jeden Kalendervierteljahrs erfolgen. 


9 21. 


Erfolgt die Begründung des Rentenguts auf Antrag eines Beteiligten durch Vermittlung der Landes⸗ 
kulturbehörde, ohne daß damit ein Rentenübernahmeverfahren verbunden wird, ſo gelten die Vorſchriften 
des § 19 entſprechend. i 


Siebenter Abſchnitt. 
Landesrentenbankrente. 
§ 22. 


Auf die Landesrentenbankrente finden, ſoweit nicht dieſes Geſetz etwas anderes beſtimmt, die für 
Reallaſten geltenden reichsrechtlichen Vorſchriften Anwendung. 
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$ 23. 
(1) Die Landesrentenbankrente iſt in vierteljährlichen Teilbeträgen zuſammen mit der ftaatlichen 
Grundſteuer zu entrichten und von der erhebenden Stelle an die Staatliche Kreiskaſſe abzuführen. 
(2) Landesrentenbankrenten, die aus der Gewährung von Beſiedlungsdarlehen ($ 13) hervorge⸗ 
gangen ſind, ſind bis zur Verteilung auf die Siedlungsrentengüter in vierteljährlichen Teilbeträgen un⸗ 
mittelbar an die Kaſſe der Landesrentenbank zu entrichten. 


8 24. 


(1) Die Landesrentenbankrente bedarf zur Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. 

(2) Das Grundbuchamt hat jedoch auf Antrag der Landeskulturbehörde nach erfolgter Renten⸗ 
übernahme den Betrag und die Tilgungszeit der Landesrentenbankrente im Grundbuche zu vermerken. 


$ 25. 
(1) Die Beitreibung der Landesrentenbankrente kann im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
erfolgen. 
(2) In Anſehung des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Landesrentenbankrente 
den öffentlichen Laſten gleich. Dieſe Vorſchrift findet inſoweit keine Anwendung, als der Landesrenten⸗ 
bankrente das Vorrecht vor anderen Belaſtungen nicht zuſteht (§ 9 Abſ. 2, § 17). 


$ 26. 

(1) Der Rentenverpflichtete kann ſich von der Verpflichtung zur weiteren Entrichtung der Landes⸗ 
rentenbankrente durch Zahlung einer Summe befreien, die der Landesrentenbank die Einlöſung ſo vieler 
Landesrentenbriefe geſtattet, wie aus der Landesrentenbankrente während des Reſtes ihrer Laufzeit zu 
verzinſen und zu tilgen wären (Kapitaltilgung). Die Kapitaltilgung kann auch für einen Teil der Landes⸗ 
rentenbankrente erfolgen. Die zuſtändigen Miniſter ſtellen Tafeln auf, aus denen ſich ergibt, welche Summe 
in den einzelnen Jahren der Laufzeit der Landesrentenbankrente zur Kapitaltilgung von Rentenbeträgen 
erforderlich iſt. 

(2) Die Kapitaltilgung iſt nur ſechs Monate nach vorhergegangener Kündigung zuläſſig. Die Kündi⸗ 
gung darf in jedem Jahre nur zu dem gleichen Kalendertage, zu dem die Landesrentenbankrente über⸗ 
nommen war ($ 20), und zu dem ſechs Monate ſpäter liegenden Kalendertag erfolgen. Innerhalb der 
erſten zehn Jahre nach Übernahme der Landesrentenbankrente auf die Landesrentenbank bedarf die 
Kapitaltilgung der Genehmigung des Vorſtehers des Kulturamts. 

(3) Die Kapitaltilgung iſt nur zuläſſig, wenn der Verpflichtete zuvor die fälligen Rentenzahlungen 
geleiſtet hat. Eingehende Kapitalzahlungen werden zunächſt auf die noch rückſtändigen Rentenbeträge ver⸗ 
rechnet. 

(4) Die Kündigung hat bei dem Vorſteher des Kulturamts, die Zahlung der Kapitaltilgungsſumme 
bei der Staatlichen Kreiskaſſe zu erfolgen. § 23 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

(5) Die zuſtändigen Miniſter können beſtimmen, daß die Kapitaltilgung für kleine Rentenbeträge 
bis zu einer beſtimmten Höhe ausgeſchloſſen iſt. 


$ 27. 
(1) Die Landesrentenbank kann von dem Rentenverpflichteten die ſofortige Kapitaltilgung ($ 26) 
verlangen, 

a) wenn der Rentengutsbeſitzer oder ein Dritter auf das Rentengut in ſolcher Weiſe einwirkt, daß 
eine die Sicherheit der Landesrentenbankrente gefährdende Verſchlechterung des Rentenguts 
zu beſorgen iſt, 

b) wenn der Rentengutsbeſitzer den Auflagen des Vorſtehers des Kulturamts zur ordnungs⸗ 
mäßigen Unterhaltung und Verſicherung der Gebäude nicht nachkommt, 

e) wenn der Rentengutsbeſitzer in Konkurs gerät oder durch Zwangsvollſtreckung zur Zahlung 
der rückſtändigen Landesrentenbankrente angehalten werden muß, oder wenn die gerichtliche 
Zwangsverſteigerung in das Grundſtück eingeleitet wird, 5 
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d) wenn das Eigentum an dem Rentengut auf eine andere Perſon als die Ehefrau des Renten⸗ 
gutsbeſitzers oder einen ſeiner Abkömmlinge übergeht. 

(2) Iſt zur Sicherung der für einen Teil der Landesrentenbankrente gemäß § 12 Abſ. 4 übernommenen 
Bürgſchaft eine Sicherungshypothek auf einem anderen Grundſtücke beſtellt, ſo kann die Landesrentenbank 
die ſofortige Kapitaltilgung des durch die Bürgſchaft geſicherten Teiles der Landesrentenbankrente auch 
dann verlangen, wenn die gerichtliche Zwangsverſteigerung in das mit der Sicherungshypothek belaſtete 
Grundſtück eingeleitet wird. 

(3) Bei Landesrentenbankrenten, die aus der Gewährung von Beſiedlungsdarlehen ($ 13) hervor- 
gegangen ſind, kann die Landesrentenbank die ſofortige Kapitaltilgung auch dann verlangen, wenn die 
Landeskulturbehörde ihre Vermittlung bei der Begründung der Siedlungsrentengüter einſtellt. 


§ 28. 

(1) Die Zahlung der Landesrentenbankrente kann auf Antrag des Rentengutsbeſitzers für einen 
Zeitraum von höchſtens drei Jahren nach der Übernahme (8 20) geftundet werden. Der der Landesrenten⸗ 
bank entſtehende Ausfall wird dadurch gedeckt, daß das Kapital um die geſtundeten Sinfen der Landes- 
rentenbriefe und des zur Ergänzung gegebenen baren Geldes erhöht und von dieſer Summe die gemäß 88 
berechnete Landesrentenbankrente während der Laufzeit von 52¼ oder 49 ½¼ Jahren gezahlt wird. 

(2) Auf Landesrentenbankrenten, die aus der Vermittlung bei der Ablöſung von Erbabfindungsrenten 
(916) hervorgegangen find, finden die Vorſchriften des Abſ. 1 keine Anwendung. 


8 29. 

(1) Solange eine Landesrentenbankrente auf einem Rentengute haftet, kann die Aufhebung ſeiner 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit und ſeine Zerteilung ſowie die Abveräußerung von Teilen rechtswirkſam 
nur mit Genehmigung des Vorſtehers des Kulturamts erfolgen. 

(e) Die weitergehenden Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten- und 
Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) bleiben unberührt. 


$ 30. 

(1) Wird ein mit einer Landesrentenbankrente belaſtetes Grundſtück geteilt, ſo wird die Landesrenten⸗ 
bankrente auf die Teilſtücke verteilt. Als Verteilungsmaßſtab iſt der Wert zugrunde zu legen, der ſich für 
jedes Teilſtück bei Anwendung der Grundſätze des Reichsbewertungsgeſetzes über die Feſtſtellung des Ein⸗ 
heitswerts ergibt. f 

(2) Die Verteilung erfolgt durch das Kataſteramt auf Grund eines den Beteiligten und dem Kultur⸗ 
amte zuzuſtellenden Verteilungsplans. Gegen den Verteilungsplan ſteht den Beteiligten und dem Kultur— 
amte binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde offen. Über die Beſchwerde entſcheidet der Re- 
gierungspräſident endgültig. 

(3) Entfällt bei der Verteilung auf ein Teilſtück eine Landesrentenbankrente von nicht mehr als 
fünf Reichsmark, ſo kann der Vorſteher des Kulturamts die ſofortige Kapitaltilgung ($ 26) für dieſes 
Teilſtück verlangen. 


Achter Abſchnitt. 
Landesrentenbriefe. 
§ 31. 


(1) Die Landesrentenbriefe werden von dem Vorſtande der Landesrentenbank ausgegeben. 


(2) Die Verzinſung erfolgt halbjährlich nachträglich, und zwar entweder zum 1. Januar und 1. Juli 
oder zum 1. April und 1. Oktober. 
(3) Ein Kündigungsrecht ſteht dem Inhaber eines Landesrentenbriefs nicht zu. 


9 32, 
Die näheren Vorſchriften über die Form und die Stückelung der Landesrentenbriefe, über ihre Aus⸗ 
ſtattung mit Zins⸗ und Erneuerungsſcheinen und über die Einlöſung der Zinsſcheine werden von den zu⸗ 
ſtändigen Miniſtern erlaſſen. 
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g $ 33. 

Der Überſchuß, der ſich daraus ergibt, daß die Landesrentenbankrente die Verzinſung der auf ihrer 
Grundlage ausgegebenen Landesrentenbriefe überſteigt (Rentenüberſchuß), iſt zur Einlöſung von Landes⸗ 
rentenbriefen zu verwenden. 

$ 34. 

() Die Einlöſung der Landesrentenbriefe erfolgt auf Grund von Auslofungen. 

(2) Die Landesrentenbank hat halbjährlich ſo viele Landesrentenbriefe auszuloſen, als ihrem Nenn⸗ 
werte nach mit den Summen eingelöſt werden können, die ihr bis zum Schluſſe des Halbjahrs, in dem die 
Ausloſung erfolgt, aus Kapitaltilgungen (88 26, 27 und 30) und Rentenüberſchüſſen ($ 33) zufließen. 

(3) Von der jedesmaligen Ausloſung bleiben die Landesrentenbriefe ausgeſchloſſen, die zu einem 
ſpäteren Termin als dem, der dem Auszahlungstermin (Abſ. J um ein Jahr vorangeht, ausgegeben 
worden ſind. 

(4) Den Inhabern der ausgeloſten Landesrentenbriefe wird deren Nennwert bar ausgezahlt. Von 
dem zur Auszahlung beſtimmten Termin ab hört die Zinszahlung für die ausgeloſten Landesrentenbriefe auf. 

(5) Die näheren Vorſchriften über das Ausloſungsverfahren werden von den zuſtändigen Miniſtern 

getroffen. 
Neunter Abſchnitt. 
Rücklage. 
$ 35. 

(1) Sur Dedung etwaiger Ausfälle an Landesrentenbankrenten wird bei der Landesrentenbank 
eine Rücklage gebildet. Aus der Rücklage werden auch die gemäß 8 28 geſtundeten Zinsbeträge vorge⸗ 
ſchoſſen. 

(2) Zur Bildung der Rücklage kann der Landesrentenbank ein Betrag von fünf Millionen Reichs⸗ 
mark aus Staatsmitteln überwieſen werden. 

(3) Der Rücklage werden zugeführt: 

a) die durch zinsbare Anlegung von vorübergehend entbehrlichen Geldbeſtänden der Landes⸗ 
rentenbank gewonnenen Beträge 

b) die durch zinsbare Anlegung der Rücklage gewonnenen Beträge 

e) die durch Verjährung von Zinsſcheinen und ausgeloſten Landesrentenbriefen gewonnenen 
Beträge. 

(4) Soweit die Rücklage zur Erfüllung ihrer Aufgaben (Abſ. 1) nicht ausreicht, iſt der Staat zur 
Auffüllung verpflichtet. 

$ 36. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die nach $35 Abſ. 2 bereitzuſtellenden Mittel im Wege des 
Kredits zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld ift in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld 
aufgewendeten und auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


Zehnter Abſchnitt. 
Abergangs⸗ und Schlußvorſchriſten. 
8 37. 
(1) Die beſtehenden Rentenbanken führen die übernommenen Geſchäfte auf Grund der bisherigen 
geſetzlichen Vorſchriften zu Ende. Neue Geſchäfte werden nicht mehr übernommen. 
(2) Nach Errichtung der Landesrentenbank (1 Abſ. 2) können die zuſtändigen Miniſter beſtimmen, 


daß die beſtehenden Rentenbanken aufgelöſt werden. Mit der Auflöſung einer Rentenbank gehen ihre Rechte 
und Verbindlichkeiten auf die Landesrentenbank über. a 


a) 
a (3) Durch Verordnung der zuftändigen Minifter kann beſtimmt werden, daß ſchon vor der Auf⸗ 
löſung der Rentenbank die Befriedigung der Anſprüche der Rentenbriefgläubiger auf Grund des $ 11 der 
Erſten Verordnung über die Aufwertung von Anſprüchen aus Rentenbriefen der Rentenbanken vom 
9. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 45) durch Goldrentenbriefe der Landesrentenbank (Liquidationsgold⸗ 
rentenbriefe) erfolgt, die in Höhe ihres Nennbetrags auf den endgültigen Anteil an der Teilungsmaſſe 
anzurechnen ſind. Die Teilungsmaſſe haftet in dieſem Falle ſchon vor der Auflöſung der betreffenden 
Rentenbank für die Anſprüche aus den ausgegebenen Liquidationsgoldrentenbriefen. 


9 38. 


(1) Die zuſtändigen Miniſter können beſtimmen, daß die Landesrentenbankrenten und die auf ihrer 
Grundlage ausgegebenen Landesrentenbriefe auf Goldmark lauten. 

(2) Die Leiſtungen auf Grund der auf Goldmark lautenden Landesrentenbankrenten und Landes⸗ 
rentenbriefe haben in Reichswährung zu erfolgen. Dabei wird der Wert einer Goldmark gleich dem 
amtlich feſtgeſtellten Preiſe von 1 Kilogramm 2790 Feingold gerechnet. Die Umrechnung erfolgt nach dem 
Mittelkurſe, der auf Grund der amtlichen Berliner Notierung des dem Tage der Zahlung vorhergehenden 
Börſentags für Auszahlung London errechnet wird. Solange der Wert der Reichsmark nicht um mehr 
als 1 vom Hundert von der Goldparität (1 Gramm Feingold 2,79 Goldmarf) abweicht, wird jedoch 
eine Goldmark gleich einer Reichsmark geſetzt. 


8 39. 


Die zuſtändigen Miniſter können beſtimmen, daß Landesrentenbriefe auch mit einem anderen Zins⸗ 
ſatz ausgegeben werden. In dieſem Falle treffen ſie die erforderlichen Vorſchriften, insbeſondere über die 
Höhe der Abfindung des Rentenberechtigten in Landesrentenbriefen und in bar, über die Berechnung und 
Sicherheit der Landesrentenbankrente, über die Laufzeit der Landesrentenbankrente zur Verzinſung und 
Tilgung des Abfindungskapitals, über ein Recht der Landesrentenbank zur Kündigung von Landesrenten⸗ 
briefen zum Zwecke der Konvertierung. 

§ 40. 


Die Landesrentenbank kann mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter Darlehen, nötigenfalls 
unter Bürgſchaft des Staates, zur Beleihung von Anſiedlungen im Sinne des § 1 des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) aufnehmen, dieſe als Hypotheken oder gegen andere 
dingliche Sicherheiten begeben und dem Darlehnsgläubiger Sicherheiten beſtellen. 


§ 41. 

Die Verwaltung der nach $ 1 des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Zwiſchenkredit bei Renten- 
gutsgründungen, vom 30. Oktober 1926 (Geſetzſamml. S. 299) der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) 
zur Verfügung geſtellten und noch zur Verfügung zu ſtellenden Mittel kann dem Vorſtande der Landes⸗ 
rentenbank übertragen werden. 

K 42. 

() Das Geſetz, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 
(Geſetzſamml. S. 279) wird aufgehoben. 5 

(2) Für die Rentengüter, die nach den Vorſchriften des genannten Geſetzes mit Rentenbankrenten 
belaſtet ſind, und für Verfahren zur Rentengutsgründung, die vor der Errichtung der Landesrentenbank 
($ 1 Abſ. 2) eingeleitet find, verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. 


9 43. 


Im §1 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und Anſiedelungsgütern, vom 
8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 124) wird am Schluffe von Nr. 1 hinzugefügt „ſowie alle der Preußiſchen 
Landesrentenbank rentenpflichtigen Rentengüter“. 


$ 44. 3 
. Im Artikel 17 § 2 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. Sep⸗ 
tember 1899 (Geſetzſamml. S. 177) wird hinter dem Worte „Rentenbanken“ eingefügt „oder für Landes⸗ 
rentenbriefe der Preußiſchen Landesrentenbank“. a 
Geſetzſammlung 1927 (Nr. 1329513296) 83 
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8 455 
Die für den Präſidenten des Landeskulturamts durch § 16 Abſ. 1 Nr. II des Geſetzes über Landes⸗ 
kulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 1010) begründete Zuständigkeit bleibt ihm auch für die 
entſprechenden, nach dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen vorbehalten. 


$ 46. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, bis zur Übernahme auf den Staatshaushaltsplan aus bereiten 
Mitteln die zur Aufnahme der Geſchäfte des Vorſtandes der Landesrentenbank erforderlichen Geldbeträge 
zur Verfügung zu ſtellen. Insbeſondere dürfen die Beträge zur Beſoldung folgender Beamtenſtellen ver- 
ausgabt werden: 


1 Oberfinanzrat als hauptamtliches Mitglied des Vorſtandes in der Beſoldungsgruppe A 12, 
A 


%%% ²²²²y T „ » 10, 

NEE EEE » „ » A 8, 
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9 47. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften werden von den zuſtändigen Miniſtern 
erlaſſen. 


$ 48, 
Es treten in Kraft: 


a) $1 dieſes Geſetzes mit dem Tage feiner Verkündung 
b) die §8 2 bis 47 dieſes Geſetzes mit der Errichtung der Landesrentenbank ($ 1 Abf. 2). 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i 8 


Berlin, den 29. Dezember 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13296.) Neunte Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, 
a Gemeindeverbände und fonftigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften. Vom 27. Dezember 1927. 


Auf Grund des § 4 Abf. 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der 
Gemeinden, Gemeindeverbände und fonftigen öffentlich rechtlichen Körperſchaften vom 10. Juli 1926 (Gefep- 
ſamml. S. 200) und in Ergänzung der Achten Verordnung vom 1. September 1927 (Geſetzſamml. S. 187) 
wird verordnet: 8 

Die Friſt für die Anmeldung der Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände wird bis zum 
29. Februar 1928 verlängert, ſofern nicht gleichzeitig mit der Anmeldung die Gewährung von Auslofungs- 
rechten beantragt wird. f 

Das gleiche gilt für die Anmeldung der Markanleihen derjenigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften, 
auf die die Vorſchriften des Anleiheablöſungsgeſetzes über die Markanleihen der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände für anwendbar erklärt worden ſind (§ 16 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Anleihe, 
ablöſungsgeſetzes vom 2. Juli 1926 Reichsgeſetzbl. I S 343 - , 833 der Vierten Verordnung zur 
Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich. 
rechtlichen Körperſchaften vom 10 Juli 1926 — Geſetzſamml. S. 200 —). 


Berlin, den 27. Dezember 1927. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Grzeſinſki. 
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